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Ergonomie am Arbeitsplatz:
Raumabmessungen konkretisiert
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

viele Beschäftigte werden sich noch an die EOSS-Einführung in
der Berl iner Steuerverwaltung erinnern. Einerseits waren die be-
sonderen Anstrengungen des TFA wegen der spezifischen Berl iner
Eigenheiten beachtenswert, andererseits verschaffte erst nach
Jahren die dritte Instanz - das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig
- dem Gesamtpersonalrat die Akzeptanz der vollen Mitbestimmung
durch die Senatsverwaltung für Finanzen. EOSS in Berl in war um-
ständehalber ein „Quantensprung“.

Jetzt sol l sich in den Berl iner Finanzämtern die IT-Architektur wieder verändern. Für das
Betriebssystem Windows XP wird Microsoft Deutschland den Support im Kalenderjahr
201 4 einstel len. Die Senatsverwaltung für Finanzen wil l daher auf das Betriebssystem
Windows 7 umsteigen, Windows Vista war bekanntermaßen keine Attraktion im geschäftl i-
chen IT-Bereich.

Obwohl Windows 7 weniger Ressourcen als Vista benötigt und bessere Treibereinbindung
hat, dürfte die Umstel lung der Berl iner Steuerverwaltung dem TFA eine Menge Arbeit ab-
verlangen. Gleichwohl wird für den „normalen Nutzer“ in den Finanzämtern von dem Auf-
wand kaum etwas erkennbar sein. Nutznießer der Umstel lung werden aber sicher die
Außendienstmitarbeiter der Berl iner Finanzämter sein. Denn sie warten schon lange auf
die Einbindung der Notebooks in die UNIFA-Oberfläche des EOSS-/Konsens-Systems –
unter Windows 7 wird dieses mit einer wesentl ich besseren Performance möglich sein als
unter Windows XP.

Dementsprechend ist auch die Erwartungshaltung der DSTG Berl in an die Umstel lung des
Betriebssystems hoch.

Da der Hauptpersonalrat für die Berl iner Behörden (HPR) bisher nicht an einer landeswei-
ten Einführung des Betriebssystem Windows 7 personalvertretungsrechtl ich betei l igt wur-
de, wird für die Einführung in den Berl iner Finanzämter nun der Gesamtpersonalrat
zuständig werden.

Ich erwarte für die Kolleginnen und Kollegen in den Finanzämtern eine Umstel lung auf
Windows 7 im Einvernehmen zwischen Senatsverwaltung und Gesamtpersonalrat unter
zeitnaher und vertrauensvoller Beachtung der Mitbestimmungsrechte.

In diesem Sinne

Jürgen Köchlin
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Für das Einrichten und Betreiben von Arbeitsräumen, also auch für die Büroräume in den Berli-
ner Finanzämtern, gilt die Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV). Die Technischen Regeln für Ar-
beitsstätten (ASR) konkretisieren die Anforderungen. Im September 201 3 hat die Bundesanstalt

für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) die “Technische Regel für Arbeitsstätten ASR A1 .2“

neu herausgegeben. Diese Arbeitsstättenregel definiert insbesondere die Anforderungen an

Raumabmessungen von Arbeitsräumen und Bewegungsflächen.

Arbeit sicher und gesund gestalten heißt nicht nur, die Mindestanforderungen für den Brandfal l oder bei

Alarm in Bezug auf Fluchtwege, Notausgänge oder Brandmelder zu erfül len. Die Arbeitsschutzregeln

definieren konkret die Vorgaben für Arbeitsräume und Arbeitsplätze. Der Arbeitsschutz schließt Technik,

Organisation und Personal ein. Technik wie Bildschirme sowie Möbel oder Beleuchtung müssen an die

Beschäftigten angepasst werden. Gleiches gilt für Anforderungen aus den Arbeitsaufgaben. Nur eine gu-
te Arbeitsorganisation mindert Belastungsfolgen und wirkt sich positiv auf die Gesundheit der Beschäf-
tigten aus. Jede Kollegin und jeder Kollege in den Berl iner Finanzämtern sollte persönlich darauf achten,

dass vorgeschriebene Pausen eingehalten und die Arbeitsmittel richtig und ergonomisch genutzt werden.

Nach der „ASR A1 .2“ müssen Arbeitsräume eine ausreichende Grundfläche und Höhe sowie einen aus-
reichenden Luftraum aufweisen. Damit sol l sichergestel lt sein, dass die Beschäftigten ohne Beeinträchti-
gung ihrer Sicherheit, ihrer Gesundheit oder ihres Wohlbefindens ihre Arbeit verrichten können. Am

Arbeitsplatz muss ausreichend Bewegungsfreiraum vorhanden sein, so dass Beschäftigte al le Arbeits-
aufgaben erledigen können und nicht - insbesondere durch Einbauten, Einrichtungen oder sonstige Ge-
genstände - in ihrer Bewegungsfreiheit eingeschränkt sind. Die in dieser ASR aufgeführten Werte stel len

das Minimum für Bewegungsfreiräume dar.

Die erforderl ichen Grundflächen für Arbeitsräume ergeben sich aus folgenden Flächen:

• Büro

Für Büro- und Bildschirmarbeitsplätze ergibt sich bei Einrichtung

von Zellenbüros (Einzel- oder Mehrpersonenbüros, die in der Regel

entlang der Fassade angeordnet und über einen gemeinsamen Flur

erreichbar sind) als Richtwert ein Flächenbedarf von 8m2 bis 1 0 m2

je Arbeitsplatz einschl ießlich Möblierung und antei l iger Verkehrsflä-
chen im Raum. Als Arbeitsräume dürfen nur Räume genutzt wer-
den, deren Grundflächen mindestens 8 m2 für einen Arbeitsplatz

zuzüglich mindestens 6 m2 für jeden weiteren Arbeitsplatz betragen.

• Bewegungsflächen der Beschäftigten am Arbeitsplatz

Die Tiefe und die Breite der Bewegungsfläche (mindestens 1 ,5 m2)

für Tätigkeiten im Sitzen und Stehen müssen mindestens 1 ,00 m

betragen. Sind mehrere Arbeitsplätze unmittelbar nebeneinander

angeordnet, muss die Breite der Bewegungsfläche an jedem Ar-
beitsplatz mindestens 1 ,20 m betragen.

• Stellflächen fürArbeitsmittel, Einbauten und Einrichtungen

Stel lflächen sind die Bodenflächen, die für Arbeitsmittel (z. B. Arbeitsstühle, Arbeitstische, Schränke),

Einbauten, Einrichtungen und sonstige Gegenstände (z. B. Abfäl le) benötigt werden, unabhängig davon,

ob diese den Boden berühren oder nicht. Stel lflächen müssen entsprechend den äußeren Abmessungen

der Arbeitsmittel , Einbauten und Einrichtungen berücksichtigt werden.

Funktionsfläche Bewegungsfläche Verkehrswegefläche

Legende:

Beispiel für ein Zwei-Personen-Büro

(die grauen Flächen symbolisieren Möbel)
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• Funktionsflächen fürArbeitsmittel, Einbauten und Einrichtungen

Funktionsflächen sind die Bodenflächen, die von beweglichen Teilen von Arbeitsmitteln, Einbauten und

Einrichtungen überdeckt werden. Für die Ermittlung der Funktionsflächen müssen die Flächen für al le

Betriebszustände, z. B. geöffnete Schubfächer und Türen,

berücksichtigt werden.

• Flächen für Sicherheitsabstände

Flächen für Sicherheitsabstände sind die Bodenflächen an

Arbeitsplätzen, Arbeitsmitteln, Einbauten und Einrichtungen,

die erforderl ich sind, um Gefährdungen von Beschäftigten zu

vermeiden. Zur Vermeidung von Ganzkörperquetschungen

muss der Sicherheitsabstand mindestens 50 cm betragen.

• Lichte Höhen von Arbeitsräumen

Eine l ichte Höhe von 2,50 m darf nicht unterschritten werden.

• Luftraum

Arbeitsräume sind so einzurichten, dass der freie, durch das Volumen von Einbauten nicht verringerte

Luftraum für jeden ständig anwesenden Beschäftigten mindestens 1 2 m3 bei überwiegend sitzender Tä-
tigkeit beträgt. Wenn sich in Arbeitsräumen neben den ständig anwesenden Beschäftigten auch andere

Personen nicht nur vorübergehend aufhalten (z. B. Auszubildende), ist für jede zusätzl iche Person ein

Mindestluftraum von 1 0 m3 vorzusehen. Gerade mit dieser Vorschrift sol l verhindert werden, dass durch

zugestel lte Möbelflächen die ergonomischen sonstigen Vorschriften umgangen werden.

• Flächen fürVerkehrswege

Maße zu Höhen und Breiten von Verkehrswegen einschl ießlich Gängen zu den Arbeitsplätzen sind in

der ASR A1 .8 „Verkehrswege“ geregelt. Danach müssen Verkehrswege, die von bis zu 5 Personen ge-
nutzt werden, mindestens 87,5 cm breit sein. Nutzen bis zu 20 Personen den Verkehrsweg, ist es bereits

mindestens 1 ,00 m, bei über 20 Personen hingegen mindestens 1 ,20 m. Ledigl ich bei Gängen zu per-
sönlich zugewiesenen Arbeitsplätzen (die also nicht von mehreren Personen genutzt werden) reicht eine

Breite von mindestens 60 cm aus.

• Flächen der Fluchtwege und Gänge (ASR A2.3)

Nach der ASR A2.3 müssen Fluchtwege, Notausgänge und Notausstiege ständig freigehalten werden,

damit sie jederzeit benutzt werden können und sind deutl ich erkennbar und dauerhaft zu kennzeichnen.

Fluchtwege sind in Abhängigkeit von vorhandenen Gefährdungen und den damit verbundenen maximal

zulässigen Fluchtweglängen sowie in Abhängigkeit von Lage und Größe des Raumes anzuordnen. Die

Fluchtweglänge muss möglichst kurz sein und darf für Räume bis zu 35 m betragen. Die Mindestbreite

der Fluchtwege bemisst sich nach der Höchstzahl der Personen, die im Bedarfsfal l den Fluchtweg be-
nutzen (bis 200 Beschäftigte = 1 ,20 m; bis 300 Beschäftigte = 1 ,80 m; bis 400 Beschäftigte = 2,40 m).

Die Deutsche Steuer-Gewerkschaft Berl in geht nicht davon aus, dass alle Arbeitsräume bzw. Ar-
beitsplätze in den Berl iner Finanzämtern die ASR A1 .2 bereits erfül len. Durch Umorganisationen in den

Finanzämtern wurde die Ergonomie bisweilen aus dem Blick verloren. Die Umsetzung bzw. Anwendung

der neuen Arbeitsstättenregel A1 .2 ist aber zwingend. Der zeitgemäße Arbeitsschutz ist gerade in Zeiten

der ständigen Arbeitsverdichtung, wodurch die Arbeitsbelastungen deutl ich angestiegen sind, für die

Kolleginnen und Kollegen elementar wichtig. So gehört es auch zum Kernbereich in der Arbeit der Per-
sonalvertretungen, sich für die Durchführung der Vorschriften über Arbeitsschutz und Unfal lverhütung

einzusetzen. Dies ist eine Konkretisierung der al lgemeinen Pfl icht zur Überwachung der für die Beschäf-
tigten geltenden Vorschriften. Interessierte Kolleginnen und Kollegen können daher jederzeit die Perso-
nalvertretungen ansprechen und erwarten, dass die Personalvertretung aktiv für die Einhaltung der

Vorschriften sorgt.
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In der Ausgabe Nr. 7/201 3 des Steuer- und Grollblattes berichteten wir kurz über den Blackout des Not-
stromaggregats im IT-Dienstleistungszentrum (ITDZ) am 29. Jul i 201 3 und dessen Folgen. Der Bericht

stel lte den Kenntnisstand der Redaktion zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses (31 . Jul i 201 3) dar.

Zwischenzeitl ich sind uns weitere Informationen bekannt geworden.

Das ITDZ sah sich nicht in der Lage, die wichtigsten Computer der Finanzverwaltung in Gang zu brin-
gen, und hat seine Bemühungen noch am Abend des 29. Jul i 201 3 vollständig eingestel lt. So war es

dem unermüdlichen Einsatz der Kolleginnen und Kollegen des TFA (außerhalb der eigentl ichen Arbeits-
zeiten bis in die Morgenstunden des Folgetages) zu verdanken, dass die Betriebsbereitschaft zeitnah

wieder hergestel lt werden konnte. Auch dass die in den Finanzämtern verwendeten IT-Verfahren bis zum

Mittag des 30. Jul i 201 3 nach und nach wieder zur Verfügung standen, war auf die besonderen Kraftan-
strengungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des TFA zurückzuführen.

Die DSTG Berl in ist schockiert über die Verhaltensweise des ITDZ. Umso mehr sind die Leistungen der

Kolleginnen und Kollegen des TFA zu würdigen.

Nach dem Arbeitsschutzgesetz (ArbschG) haben darüber hinaus Kolleginnen und Kollegen dem Dienst-
stel lenleiter oder dem zuständigen Vorgesetzten jede von ihnen festgestel lte unmittelbare erhebliche

Gefahr für die Sicherheit und Gesundheit sowie jeden an den Schutzsystemen festgestel lten Defekt un-
verzüglich zu melden (§ 1 6 Abs. 1 ). Ferner sind Beschäftigte berechtigt, dem Dienststel lenleiter Vor-
schläge zu allen Fragen der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes bei der Arbeit zu machen (§ 1 7

Abs. 1 ). Hi lft bei Beschwerden der Dienststel lenleiter nicht ab, können sich Kollegen darüber hinaus an

die zuständige Behörde wenden (§ 1 7 Abs. 2) – in Berl in das Landesamt für Gesundheitsschutz und

technische Sicherheit (LAGetSi).

Die DSTG und die Personalvertretungen müssen immer wieder erkennen, dass der Arbeitsschutz nicht

überal l beachtet wird und sind daher bemüht, die Akzeptanz dieser Schutzbestimmungen zu erhöhen.

DSTG-Mitgl ieder können fachkundige Unterstützung für die Umsetzung der Ergonomie am Arbeitsplatz

beim DSTG-Landesverband Berl in (telefonischer Kontakt über 030 / 21 473040) einholen und sich bera-
ten lassen.

Wie bereits mehrfach im Steuer- und Grollblatt berichtet (vgl. zuletzt Nr. 5/201 3), verstößt die altersab-
hängige Staffelung der Urlaubsdauer auch im Beamtenbereich gegen das Diskriminierungsverbot. Bisher

sah sich der Senat aber nicht in der Lage, diese Diskriminierung rückwirkend ab 2011 durch Änderung

der Erholungsurlaubsverordnung zu beseitigen.

Nun gibt es endlich nicht nur einen Entwurf für eine Änderung der Erholungsurlaubsverordnung, sondern

auch einen Zeitplan für dessen Verabschiedung. Aufgrund erforderl icher Beteil igungsverfahren ist damit

zu rechnen, dass sich dies noch bis gegen Ende des Jahres 201 3 hinziehen wird. Die Senatsverwaltung

für Inneres und Sport hat deshalb in Abstimmung mit der Senatsverwaltung für Finanzen am 1 7. Sep-
tember 201 3 eine Vorgriffsregelung erlassen. Danach können zusätzl iche Urlaubstage (Differenz der tat-
sächlich gewährten Tage zu 30 Urlaubstagen) für die Jahre 2011 , 201 2 und 201 3 bereits jetzt gewährt

werden. Die Urlaubsansprüche sind bis zum Ablauf des Jahres 201 4 abzuwickeln (können also auch

noch das ganze nächste Jahr über genommen werden). Die Änderungsverordnung soll insoweit rückwir-
kend in Kraft gesetzt werden. Mit diesem Schritt wird die diskriminierende Ungleichbehandlung beim Ur-
laub nun endlich beendet.

DDIISSKKRRIIMM IINN IIEERRUUNNGG BBEEIIMM UURRLLAAUUBB WWIIRRDD EENNDDLLIICCHH BBEESSEEIITTIIGGTT
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Die bisher bekannten nationalen Überweisungen und Lastschriften sollen nach dem Wil len der EU-

Verordnung 260/201 2 bis zum 1 . Februar 201 4 durch die neuen SEPA-Überweisungen und SEPA-

Lastschriften ersetzt werden. SEPA steht dabei für „Single Euro Payments Area“ und verfolgt das

Ziel, in insgesamt 32 europäischen Ländern Überweisungen, Lastschriften und Kartenzahlungen in

Euro zu standardisieren und damit grenzüberschreitend zu vereinfachen.

Was bedeutet SEPA für Sie?

Sie können auch zukünftig einfach und unkompliziert Überweisungen tätigen und/oder fäl l ige Beträ-
ge von Ihrem Konto abbuchen lassen. Dabei werden Sie aber anstel le der gewohnten nationalen

Kontonummer eine neue Kontonummer („IBAN“ = International Bank Account Number) angeben

müssen. Gleichzeitig muss anstel le der bisherigen nationalen Bankleitzahl ein Bank-Code („BIC“ =

Bank Identifier Code) angegeben werden. Ihre IBAN und BIC finden Sie bereits seit einiger Zeit auf

Ihrem Kontoauszug.

SEPA-Umstellung und Umdeutung bestehender Einzugsermächtigungen

Auch die DSTG Berl in stel lt zum 1 5. November 201 3 auf das europaweit einheitl iche SEPA-Basis-

Lastschriftverfahren um und zieht bei entsprechender Ermächtigung den Ihnen bekannten Beitrag

von Ihrem Konto ein. Dabei werden die bereits bestehenden Einzugsermächtigungen automatisch

auf SEPA-Lastschriftmandate umgestel lt. Jedes Mandat wird zukünftig mit einer Mandatsreferenz-
nummer versehen, um jederzeit eine eindeutige Zuordnung der Vereinbarung sicherzustel len.

Damit für Sie auch jederzeit nachvollziehbar ist, wer von Ihrem Bankkonto auf Basis welcher Verein-
barung einen Geldbetrag abgebucht hat, wird im Kontoauszug außer der Mandatsreferenz auch die

Gläubiger-Identifikationsnummer ausgewiesen. Diese wird in Deutschland zentral durch die Bun-
desbank vergeben.

Bei der DSTG lautet Ihre Mandatsreferenz: DSTGLVBERLIN, gefolgt von Ihrer Mitgl iedsnummer.

Die Gläubiger-Identifikationsnummer der DSTG Berl in lautet: DE29ZZZ00000396371 .

Sie haben noch kein Lastschriftverfahren mit uns vereinbart?

Nutzen Sie diesen einfachen und sicheren Weg zur Zahlung Ihrer Mitgl iedsbeiträge. Durch die SE-
PA-Umstel lung entsteht für Sie kein Aufwand. Formulare für SEPA-Lastschriftmandate hält Ihre Be-
zirksgruppe für Sie bereit. Diese finden Sie auch im Internet unter www.dstg-berl in.de.

Fal ls Sie darüber hinaus Fragen zur SEPA-Umstel lung haben, kontaktieren Sie uns gerne.

EEIINNFFÜÜHHRRUUNNGG VVOONN SSEEPPAA IIMM ZZAAHHLLUUNNGGSSVVEERRKKEEHHRR --
DDSSTTGG SSTTEELLLLTT EEIINNZZUUGG DDEERR MMIITTGGLLIIEEDDSSBBEEIITTRRÄÄGGEE UUMM




